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AUS DEM INHALT

Neue „Weiterbildungs-
zeit“

–

Kommunalsteuerpflicht 
für wesentlich beteiligte 
Gesellschafter-Geschäfts-
führer

–

Zwischensteuer bei
Privatstiftungen

–

Verzinsung von COFAG-
Rückerstattungsansprü-
chen

–

Abzugsverbot von Zinsen 
und Lizenzgebühren im 
Konzern

–

Steuerfreier Fixkostenzu-
schuss schließt Betriebs-
ausgaben aus

MITGEHEN ODER ZURÜCKFALLEN?
Was noch vor wenigen Jahren als Zukunftsmusik galt, wird zunehmend gelebte Realität: 
Künstliche Intelligenz ist dabei, sich als produktiver Bestandteil unternehmerischer Wert-
schöpfungsketten zu etablieren. Nicht nur in der Industrie, sondern auch in wissensbasierten 
Dienstleistungsbereichen wie Beratung, Verwaltung oder Buchhaltung unterstützen KI-Sys-
teme heute bei Aufgaben mit hohem Standardisierungsgrad – effizient und mit wachsender 
Präzision. 

Für Unternehmen bedeutet das eine schrittweise aber tiefgreifende Veränderung. Prozesse 
müssen überdacht, Abläufe neu strukturiert und bestehende Rollen flexibel interpretiert 
werden. Gerade für viele kleine und mittlere Unternehmen stellt sich zunehmend die Frage: 
Mitgehen – oder alten Tugenden treu bleiben und riskieren, abgehängt zu werden? Dabei geht 
es nicht allein um den Technologieeinsatz, sondern um eine grundlegende strategische Po-
sitionierung in einem zunehmend datengetriebenen Wettbewerbsumfeld. Neue Anforderun-
gen an Qualifikation, technische Infrastruktur und Führungsverantwortung treten verstärkt 
in den Vordergrund. Gleichzeitig entstehen Spielräume für Effizienz, Spezialisierung und 
Qualitätssicherung – sofern Veränderung als strategische Chance begriffen wird. 

Die Herausforderung besteht darin, die Chancen der künstlichen Intelligenz zu nutzen und sie 
als Unterstützung im Arbeitsalltag einzusetzen. Gleichzeitig gilt es darauf zu achten, dass die 
künstliche Intelligenz nicht alle Lebensbereiche beherrscht und dass Fähigkeiten wie soziale 
Kompetenz, emotionale und kognitive Intelligenz bewahrt und gefördert werden. Gehen wir 
also mit, immer darauf bedacht, die künstliche Intelligenz zum Wohle der Menschen einzu-
setzen.

–  J U N I  –
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NEUE „WEITERBILDUNGSZEIT“

Im Ministerrat wurden die Eckpunkte der „Weiterbildungszeit“ 
vorgestellt, die ab 1.1.2026 wirksam werden soll.

Mit Wirkung vom 1.4.2025 wurden das Weiterbildungsgeld (im 
Rahmen einer Bildungskarenz) und das Bildungsteilzeitgeld (im 
Rahmen einer Bildungsteilzeit, also bei Weiterbildungsmaß-
nahmen während eines aufrechten Arbeitsverhältnisses) abge-
schafft. Eine Nachfolgeregelung ist in Ausarbeitung.

Um bereits angelaufene oder vereinbarte, in naher Zukunft be-
ginnende Bildungsmaßnahmen abzusichern, hat der Gesetz-
geber Übergangsbestimmungen vorgesehen. Der Anspruch auf 
die bisherigen Leistungen bleibt erhalten

• für Bildungsteilzeiten und Bildungskarenzen, wenn der Be-
zug von Weiterbildungsgeld/Bildungsteilzeitgelt mit spätes-
tens 31.3.2025 beginnt oder bis dahin vom AMS zuerkannt 
wurde oder

• für Bildungskarenzen und Bildungsteilzeiten, welche nach-
weislich spätestens am 28.2.2025 vereinbart wurden und bei 
denen die Bildungsmaßnahme spätestens am 31.5.2025 be-
ginnt.

Ab dem 1.6.2025 sind Anträge auf diese Gelder generell nicht 
mehr möglich. Das AMS stellt auf seiner Website konkrete 
Fallbeispiele bereit, um die Anwendung dieser Übergangsrege-
lungen zu verdeutlichen.

Arbeitnehmer können von einer bis zum 31.3.2025 verein-
barten Bildungsteilzeit zurücktreten, wenn für diese kein An-
spruch auf Bildungsteilzeitgeld mehr zuerkannt werden kann. 
Dies schützt Arbeitnehmer vor allfällig negativen Folgen durch 
die Gesetzesänderung.

Die arbeitsrechtliche Grundlage zur Vereinbarung von Bil-
dungskarenz oder Bildungsteilzeit bleibt im Arbeitsvertrags-
rechts-Anpassungsgesetz (AVRAG) erhalten. Das bedeutet, 
dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer weiterhin die Modelle aus 
arbeitsrechtlicher Sicht nutzen können, allerdings ohne Leis-
tungen durch das AMS.

Eckpunkte der Nachfolgeregelung
Im Ministerrat wurden mittlerweile die Eckpunkte der Nach-
folgeregelung „Weiterbildungszeit“ vorgestellt, die ab 1.1.2026 
wirksam werden soll. Dabei ist unter anderem folgendes ge-
plant:

• Mindest-Stundenausmaß der Weiterbildungsmaßnahmen 
von 20 Wochenstunden (16 Wochenstunden bei Betreuungs-
pflichten für Kinder bis zum vollendeten siebenten Lebens-
jahr)

• Einschränkung auf seminaristische Bildungsveranstaltungen
im Präsenz bzw. Live-Online-Format

• Verpflichtende Bildungsberatung vor Beantragung des Wei-
terbildungsgelds

• Erhöhung der Mindestbeschäftigungszeit beim Arbeitgeber 
von sechs auf zwölf Monate

• Behaltefrist nach der Weiterbildungszeit
• Keine Beantragung von Weiterbildungsgeld im direkten An-

schluss an eine Elternkarenz möglich.

KOMMUNALSTEUERPFLICHT FÜR
WESENTLICH BETEILIGTE
GESELLSCHAFTER-GESCHÄFTSFÜHRER

Für Honorare eines wesentlich beteiligten Gesellschafter-Ge-
schäftsführers einer GmbH muss die Gesellschaft auch dann 
Kommunalsteuer entrichten, wenn der Geschäftsführer seine 
Leistungen für die Gesellschaft auf sein Einzelunternehmen aus-
lagert und diese Leistungen im Rahmen eines Werkvertrags mit 
der Gesellschaft abrechnet.

Das Bundesfinanzgericht (BFG) stellte klar, dass die Kommu-
nalsteuerpflicht auch für wesentlich beteiligte Gesellschafter-
Geschäftsführer gilt, wenn sonst alle Merkmale eines Dienst-
verhältnisses erfüllt sind. Darunter fallen insbesondere die 
Weisungsgebundenheit und die organisatorische Eingliede-
rung in den Betrieb der GmbH. Bei einem Gesellschafter-Ge-
schäftsführer mit maßgeblichem Einfluss auf die Gesellschaft 
(Beteiligung von mehr als 25 %) ist die Weisungsgebundenheit 
kein Kriterium für ein Dienstverhältnis, da solche Geschäfts-
führer ohnehin meist nicht weisungsgebunden sind. Die lang-
jährige Tätigkeit des Gesellschafter-Geschäftsführers für die 
GmbH sei aber ein klares Indiz für die Eingliederung in den ge-
schäftlichen Organismus des Betriebes.

Ausschlaggebend ist allein die organisatorische Eingliederung 
in den betrieblichen Ablauf der Gesellschaft. Auch eine eigene 
unternehmerische Struktur des Einzelunternehmens steht laut 
BFG einem kommunalsteuerpflichtigen Dienstverhältnis bei 
der GmbH nicht entgegen.

Unternehmerwagnis
Das BFG äußerte sich in einem Fall auch zur Frage des Unter-
nehmerwagnisses. Zwar sah ein Werkvertrag eine erfolgs-
abhängige Vergütung vor, doch war eine Entlohnung bei 
negativem Deckungsbeitrag ausgeschlossen. Ein negativer De-
ckungsbeitrag trat in den relevanten Jahren auch nie ein. Zu-
dem hätte der Gesellschafter-Geschäftsführer als Mehrheitsei-
gentümer jederzeit die Vertragsbedingungen ändern können. 
Ein tatsächliches unternehmerisches Risiko des Geschäftsfüh-
rers als Einzelunternehmer habe damit nicht bestanden.

Weiters darf die Bemessungsgrundlage der Kommunalsteuer 
nicht um pauschale Betriebsausgaben oder Fixkosten des Ein-
zelunternehmens reduziert werden. Nur Kosten für die eigene 
Belegschaft könnten die Bemessungsgrundlage mindern, im 
gegenständlichen Fall gab es aber keine Mitarbeiter im Einzel-
unternehmen.

> Fazit:

Das Urteil fügt sich nahtlos in die Rechtsprechung des Ver-
waltungsgerichtshofs ein, wonach bei der Kommunalsteuer 
nicht die äußere Vertragsform, sondern die tatsächlichen 
Verhältnisse wie die Eingliederung in den Betrieb zählen. 
Auch die Zwischenschaltung eines Einzelunternehmens soll 
an diesem Ergebnis nichts ändern. Die Auslagerung von Tä-
tigkeiten des Gesellschafter-Geschäftsführers für die Gesell-
schaft auf sein Einzelunternehmen soll es nicht ermöglichen, 
die Kommunalsteuerpflicht bei der Gesellschaft zu umgehen.
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ZWISCHENSTEUER BEI PRIVATSTIFTUNGEN

Privatstiftungen sind ein beliebtes Instrument zur Vermögens-
verwaltung und Nachfolgeplanung. Aber auch Privatstiftungen 
müssen Steuern zahlen.

Besonders relevant ist dabei die sogenannte Zwischensteuer. 
Sie greift immer dann, wenn Erträge nicht unmittelbar an Be-
günstigte ausgeschüttet, sondern in der Stiftung einbehalten 
werden. Die Zwischensteuer ist eine besondere Form der Kör-
perschaftsteuer, die auf bestimmte Einkünfte von Privatstif-
tungen anfällt. Sie wurde eingeführt um sicherzustellen, dass 
Erträge, die in der Stiftung „geparkt“ und nicht sofort an die Be-
günstigten ausgeschüttet werden, trotzdem besteuert werden.
Die Zwischensteuer fällt insbesondere auf folgende Kapitaler-
träge an: Zinsen, Dividenden, Gewinne aus der Veräußerung 
von Kapitalvermögen (z. B. Wertpapiere) und Einkünfte aus De-
rivaten und stillen Beteiligungen.

Nicht zwischensteuerpflichtig sind z. B. Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung oder Zinserträge aus einem Privatdar-
lehen. Derartige Einkünfte unterliegen der Körperschaftsteuer 
zum Tarifsatz von aktuell 23 %.

Der Zwischensteuersatz beträgt für die oben angeführten Ein-
künfte im Jahr 2025 noch 23 % und ab 2026 gemäß Budgetsa-
nierungsmaßnahmengesetz 2025 Teil II (BSMG 2025 II) 27,5 %.  
Wenn diese Erträge später tatsächlich an die Begünstigten 
ausgeschüttet werden, wird ein Teil der bereits gezahlten Zwi-
schensteuer angerechnet, sodass es nicht zu einer doppelten 
Besteuerung kommt. Wirtschaftlich gesehen ist die Zwischen-
steuer daher eine Vorwegbesteuerung der späteren Zuwen-
dungsbesteuerung bei den Begünstigten.

Die Zwischensteuerpflicht entsteht unabhängig davon, ob tat-
sächlich eine Ausschüttung erfolgt oder nicht. Entscheidend 
ist, dass Erträge im Stiftungskörper verbleiben und den Begüns- 
tigten (noch) nicht zufließen. Die Bemessungsgrundlage der 
Zwischensteuer kann durch Zuwendungen an die Begünstigten 
reduziert werden. Dadurch soll eine doppelte Steuerbelastung 
auf Ebene der Begünstigten vermieden werden. Ebenfalls kön-
nen Spenden an begünstigte Spendenempfänger die Bemes-
sungsgrundlage zu gewissen Teilen reduzieren.

Keine Rechtssicherheit
Weiterhin umstritten ist jedoch die Anrechnung von Zuwen-
dungen an ausländische Begünstigte auf die Zwischensteuer. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte zur alten Rechtslage 
erkannt, dass die mangelnde Möglichkeit zur Anrechnung von 
Zuwendungen an ausländische Begünstigte auf die Zwischen-
steuerbemessungsgrundlage unionsrechtswidrig ist. Der Ge-
setzgeber hatte darauf reagiert und die entsprechende Bestim-
mung neu geregelt.

Doch nach Ansicht des BFG widerspricht die Neufassung weiter-
hin dem Unionsrecht. Auch der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
wird sich zeitnah mit der Unionsrechtskonformität zu befassen 
haben, da bereits zwei Amtsrevisionen erhoben wurden.

Hinzu tritt der Umstand, dass die Anhebung der Zwischensteu-
er auf 27,5 % ebenfalls Einfluss auf die Beurteilung der Unions-

rechtskonformität haben könnte. Offen bleibt weiters, ob der 
VwGH in einem etwaigen Verfahren erneut den EuGH mit der 
Beurteilung der Unionsrechtskonformität der österreichischen 
Neuregelung ersucht. Es bleibt daher abzuwarten, bis in Zu-
kunft Rechtssicherheit über die Anrechnung von Zuwendungen 
an ausländische Begünstigte herrscht.

> Hinweis:

Die Zwischensteuer ist ein zentrales Element der Besteu-
erung von Privatstiftungen und sollte bei der Vermögens-
planung unbedingt berücksichtigt werden. Wer die Regeln 
kennt und steuerlich vorausschauend handelt, kann unlieb-
same Überraschungen vermeiden und das Vermögen effizi-
ent in der Stiftung halten oder weitergeben. Eine individuelle 
steuerliche Beratung ist hier unerlässlich.

VERZINSUNG VON COFAG-
RÜCKERSTATTUNGSANSPRÜCHEN

Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat entschieden, dass die Verzin-
sung von COFAG-Rückforderungen durch das Finanzamt ab dem 
Zeitpunkt der ursprünglichen Auszahlung gesetzeskonform ist.

Im Zuge der COVID-19-Pandemie gewährte die COVID-19 Fi-
nanzierungsagentur des Bundes (COFAG) zahlreichen Unter-
nehmen staatliche Unterstützungsleistungen. Einige dieser 
Förderungen wurden später als rechtswidrig eingestuft und 
mussten zurückgezahlt werden. Seit 1.8.2024 regelt das CO-
FAG-Neuordnungs- und Abwicklungsgesetz (COFAG-NoAG), 
dass solche Rückzahlungen ab dem Tag der ursprünglichen 
Auszahlung mit einem Zinssatz von zwei Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz pro Jahr zu verzinsen sind.

Entscheidung des BFG
Ein Unternehmen legte Beschwerde ein. Es sah in dieser Re-
gelung eine unzulässige Rückwirkung, da bis zum Inkrafttre-
ten des Gesetzes keine ausdrückliche Zinsregelung bestanden 
habe.

Das BFG wies die Argumente zurück und betonte, dass die 
Verzinsung unionsrechtlich geboten sei. Nur durch die Rück-
forderung inklusive Zinsen könne ein unrechtmäßig erlangter 
Wettbewerbsvorteil vollständig neutralisiert werden. Auch ein 
schützenswertes Vertrauen auf Zinsfreiheit habe nicht bestan-
den. Zum einen wurde die Möglichkeit einer Rückzahlung von 
Anfang an kommuniziert, zum anderen könne bei rechtswid-
riger Förderung niemand darauf bauen, diese dauerhaft oder 
zinsfrei behalten zu dürfen. Die Verzinsung sei daher weder 
überraschend noch willkürlich. Auch dass frühere Rückzah-
lungsverfahren keine Zinsen erwähnt hätten, sei nicht ent-
scheidend, da ein ausdrücklicher Zinsausschluss nie bestanden 
habe. Der Gesetzgeber habe zudem innerhalb seines verfas-
sungsrechtlichen Gestaltungsspielraums gehandelt.

> Fazit:

Das BFG bestätigt mit seiner Entscheidung somit die Rück-
forderungspraxis der Finanzverwaltung. Die Verzinsung von 
COFAG-Beihilfen, die zu Unrecht ausbezahlt wurden, ist uni-
ons- und verfassungsrechtlich gedeckt. Rückwirkende Rege-
lungen sind dann zulässig, wenn sie sachlich begründet und 
absehbar sind.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



ABZUGSVERBOT VON ZINSEN UND LIZENZGEBÜHREN IM KONZERN

STEUERFREIER FIXKOSTENZUSCHUSS SCHLIESST BETRIEBSAUSGABEN AUS

Betreffend Zahlungen für Zinsen und Lizenzgebühren an Kon-
zerngesellschaften gilt ein Abzugsverbot, sofern diese bei der 
empfangenden Körperschaft einer „Niedrigbesteuerung“ unter-
liegen. Das Bundesfinanzgericht ließ den Zinsabzug aber zu.

Werden Zinsen oder Lizenzgebühren innerhalb eines Kon-
zerns bezahlt und unterliegen diese im Empfängerland einer 
effektiven Steuerbelastung von weniger als 10 %, sind die ge-
leisteten Zahlungen auf Ebene der österreichischen Tochter-
gesellschaft nicht abzugsfähig. Durch die Regelung soll eine 
Gewinnverlagerung durch Zins- und Lizenzzahlungen in Länder 
mit Niedrigsteuerregimen verhindert werden.

Das Bundesfinanzgericht (BFG) gab nun aber einer Beschwerde 
statt und ließ den Zinsabzug in allen Jahren zu – einerseits, weil 

Unternehmen wurden im Zuge der COVID-19-Pandemie diverse 
Förderungen, wie etwa Fixkostenzuschüsse gewährt. Da diese 
von der Einkommensteuer befreit sind, sind damit im Zusammen-
hang stehende Betriebsausgaben steuerlich nicht abzugsfähig.

Grundsätzlich dürfen Ausgaben steuerlich nicht abgezogen 
bzw. berücksichtigt werden, soweit diese in unmittelbarem 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit nicht steuerpflichtigen 
Einnahmen stehen. Im gegenständlichen Fall war strittig, in-
wieweit Betriebsausgaben zu kürzen sind, wenn dafür steuer-
freie Fixkostenzuschüsse bezogen wurden.

Verwaltungsgerichtshof bestätigt
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) bestätigte den allgemei-
nen steuerlichen Rechtsgrundsatz, dass einer fehlenden Steu-

die Niedrigbesteuerung auf einer Verlustsituation beruhte, 
und andererseits aufgrund von Bedenken über die Vereinbar-
keit der Regelung mit dem EU-Recht. Laut BFG verstößt das 
Abzugsverbot gegen die Niederlassungsfreiheit, da es faktisch 
nur Auslandssachverhalte trifft und über die Verhinderung 
rein künstlicher Gestaltungen hinausgeht. Es ist daher unions-
rechtskonform auf Missbrauchsfälle und fremdunübliche Zin-
sen einzuschränken.

> Hinweis:

Gegen dieses BFG-Erkenntnis wurde von der Behörde beim 
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) Amtsrevision eingebracht. 
Es bleibt somit abzuwarten, wie der VwGH das Abzugsverbot 
von Zins- und Lizenzzahlungen im Konzern beurteilen wird.

erpflicht auf der einen Seite ein Abzugsverbot von Ausgaben 
auf der anderen Seite gegenübersteht. Steuerfreie Förderungen 
(Einnahmen), die der Abdeckung konkreter Aufwendungen 
– hier der „Fixkosten" – dienen, stehen in einem klar abgrenz-
baren, objektiven Zusammenhang mit diesen konkreten Auf-
wendungen.

> Fazit:

Dies entspricht auch der Absicht des Gesetzgebers, wonach 
nur die nicht ersetzten Betriebsausgaben – im Ergebnis – 
steuerlich geltend gemacht werden können. Mit Ausnah-
me des Unternehmerlohnes sind die geltend gemachten 
Betriebsausgaben im Ausmaß der bezogenen Zuschüsse zu 
kürzen.
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